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Drucksache V/3507 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 15. November 1968 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 

und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Im beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
330. Sitzung am 15. November 1968 beschlossen hat, hinsicht- 
lich des vom Deutschen Bundestag am 23. Oktober 1968 ver- 
abschiedeten 

Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der 
Kostenordung über den Geschäftswert 
— Drucksachen V/2738, V/3353 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Dr. Weichmann 


Bonn, den 15. November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Oktober 1968 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. Weichmann 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/3507 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung von Vorschriften der Kostenordnung 

über den Geschäftswert 


i. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 (neu) 

In Artikel 1 sind nach Nummer 5 die folgenden 
Nummern 6 und 7 einzufügen: 


,6. § 136 Abs. 3 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben ent- 
hält, eine Deutsche Mark, auch wenn die Herstel- 
lung auf mechanischem Wege (ausgenommen 
durch Ablichtung) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder Sprache 
abgefaßt sind, wird die doppelte Schreibgebühr 
erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeichnisse, 
Listen, Rechnungen, Zeichnungen und dgl. wird 
die Schreibgebühr nach dem Zeitaufwand be- 
rechnet, der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung 
zur Herstellung benötigt wird. Sie beträgt für 
jede angefangene Viertelstunde 1,20 Deutsche 
Mark. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung her- 
gestellt, so werden für jede Seite ohne Rücksicht 
auf Zeilen- und Silbenzahl eine Deutsche Mark, 
bei größerem Format als DIN B 4 zwei Deutsche 
Mark erhoben. 1 ' 


7. § 137 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Postgebühren für förmliche Zustellungen; 
dieselben Beträge werden auch für die förm- 
liche Zustellung durch Justizbedienstete 
erhoben."' 


II. 

Zu Artikel 2 und 3 (neu) 

Nach Artikel 1 sind die folgenden Artikel 2 und 3 
einzufügen: 

, Artikel 2 

Das Gerichtskostengesetz vom 26. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 861, 941), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte und anderer Gesetze vom 
30. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 577), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 91 Abs. 3 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben ent- 
hält, eine Deutsche Mark, auch wenn die Her- 
stellung auf mechanischem Wege (ausgenommen 
durch Ablichtung) stattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder Sprache 
abgefaßt sind, wird die doppelte Schreibgebühr 
erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeichnisse, 
Listen, Rechnungen, Zeichnungen und dgl. wird 
die Schreibgebühr nach dem Zeitaufwand berech- 
net, der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung zur 
Herstellung benötigt wird. Sie beträgt für jede 
angefangene Viertelstunde 1,20 Deutsche Mark. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung her- 
gestellt, so werden für jede Seite ohne Rücksicht 
auf Zeilen- und Silbenzahl eine Deutsche Mark, 
bei größerem Format als DIN B 4 zwei Deutsche 
Mark erhoben." 

2. § 92 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Postgebühren für förmliche Zustellungen; 
dieselben Beträge werden auch für die förm- 
liche Zustellung durch Justizbedienstete er- 
hoben." 

3. § 111 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Termin zur mündlichen Verhandlung soll 
auf Grund der Klage erst nach Zahlung der 
Prozeßgebühr und der Auslagen für die förm- 
liche Zustellung der Klage bestimmt werden." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge- 
fügt: 

„(4) Uber Anträge auf Zwangsvollstrek- 
kungshandlungen der in § 42 Abs. 1 Nr. 2 
bezeichneten Art soll erst nach Zahlung der 
Gebühr und der Auslagen für die förmliche 
Zustellung entschieden werden." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; in 
Satz 1 werden die Worte „Die Absätze 1 bis 
3" durch die Worte „Die Absätze 1 bis 4" 
ersetzt. 

Artikel 3 

Die Verordnung über Kosten im Bereich der 

Justizverwaltung vom 14. Februar 1940- (Reichs- 
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gesetzbl. I S. 357), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und anderer Gesetzes vom 30. Juni 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 577), wird wie folgt ge- 
ändert: 

§ 5 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Versendung von Akten durch die 
Post wird ein Auslagenpauschbetrag von fünf 
Deutsche Mark je Sendung erhoben."' 

Die bisherigen Artikel 2 und 3 werden Artikel 4 
und 5. 


III. 

Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften des Justizkosten- 
rechts " 

Begründung 

Auf die Begründung in der Stellungnahme des 
Bundesrates vom 9. Februar 1968 (vgl. BT-Druck- 
sache V/2738, Anlage 2, II — IV) wird verwiesen. 

Auch der Rechtsausschuß des Bundestages hat, wie 
sich aus Nr. 3 seines Schriftlichen Berichtes vom 
8. Oktober 1968 (BT-Drucksache V/3353) ergibt, ge- 


gen die Vorschläge des Bundesrates keine sach- 
lichen Bedenken. Er will die vom Bundesrat ge- 
wünschte Regelung jedoch noch zurückstellen, weil 
sie nicht ohne eine gleichzeitige Erhöhung der An- 
waltsgebühren vorgenommen werden kann. Es kann 
jedoch nicht anerkannt werden, daß ein Zusammen- 
hang zwischen diesen beiden Regelungen besteht. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Maßnahmen 
betreffen nicht Gebühren, sondern ausschließlich 
Auslagen. Die Länder können nicht langer darauf 
verzichten, die Regelung hinsichtlich ihrer Auslagen 
an die gestiegenen Unkosten anzupassen. Das 
gleiche gilt für die Notare und die Gerichtsvollzieher 
hinsichtlich der ihnen zufließenden Schreibgebühren. 
In letzter Zeit ist in sämtlichen Ländern zu Lasten 
der Landeshaushalte eine Erhöhung der Gebühren- 
anteile der Gerichtsvollzieher vorgesehen worden, 
die im Falle der erwarteten bundesrechtlichen Er- 
höhung der Schreibgebühren im Interesse einer Ent- 
lastung der Landeshaushalte wieder wergfallen soll. 
Für die Justizverwaltungen stehen sehr erhebliche 
Beträge auf dem Spiel. 

Ebenfalls dringlich ist die in II zu Artikel 2 Nr. 3 
(betr. Änderung von § 111 des Gerichtskosten- 
gesetzes) vorgeschlagene Regelung. Sie soll den 
regelmäßig unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- 
aufwand bei der Kosteneinziehung, insbesondere so- 
weit es sich um typische, sehr häufig vorkommende 
Geschäfte handelt, vereinfachen und auf die ge- 
steigerte Verwendung von Gerichtskostenmarken 
hinwirken. 
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